
nungswidrigkeiten wird wiederholt das Argument ver­
wendet, daß durch die Verfehlungen grundlegende, 
elementare Verhältnisse der sozialistischen Gesell­
schaft, wie das sozialistische und persönliche Eigen­
tum und die Persönlichkeits- bzw. Bürgerrechte, an­
gegriffen oder verletzt werden8. Dieses Kriterium er­
scheint uns für die Einordnung einer Rechtsverletzung 
als Straftat, Verfehlung oder Ordnungswidrigkeit un­
geeignet. Ihm folgt auch der StGB-Entwurf nicht; er 
verweist einige Handlungen, die zweifellos das Eigen­
tum angreifen, unter anderen Aspekten in das Ord­
nungsstrafrecht. Dazu gehören leichte Fälle der rowdy­
haften Sachbeschädigung9 und die Benutzung von 
Fahrzeugen gegen den Willen des Besitzers, wenn für 
die Führung der Fahrzeuge keine staatliche Erlaubnis 
notwendig ist.10 Die gegenwärtig als Verfehlungen 
vorgesehenen Tatbestände charakterisieren zweifellos 
Verletzungen von Rechten der Bürger. Aber daraus 
die Konsequenz abzuleiten, es liege somit ein Krite­
rium für den Strafrechtscharakter der Handlungen 
vor, beruht im Grunde auf sehr engen Auffassungen 
von den Grundrechten der Bürger und den durch sie 
geförderten und geschützten Beziehungen der Bürger 
untereinander, zum Staat und zur Gesellschaft. Die 
Staatsrechtswissenschaft der DDR hat zu diesen Fra­
gen umfassende Untersuchungen vorgelegt.11 Diese 
wurden für die Charakterisierung der Verfehlungen 
und für die Bestimmung der Kriterien für die Gesetz­
gebung nach unserer Übersicht bisher nicht aus­
genutzt.
Verletzungen von Grundrechten ziehen weder in erster 
Linie noch überwiegend strafrechtliche Sanktionen 
nach sich. Beispielsweise ist die Pflicht zum Schutze 
des sozialistischen Eigentums weder ausschließlich 
noch überwiegend oder primär strafrechtlich gesichert. 
Sie ist vielfältig, vor allem staatsrechtlich (aus der 
Rechtsstellung jedes Bürgers) und zivil-, arbeits- und 
LPG-rechtlich begründet. Sie kann auch, je nach Art 
und Schwere der Rechtspflichtverletzung, durch diese 
Rechtszweige und ihre vielfältigen Möglichkeiten der 
Reaktion auf Rechtsverletzungen a l l e i n  bzw. durch 
die speziellen Reaktionen auf Verfehlungen gesichert 
werden. Dazu kommt, daß die rechtlichen Garantien 
der Grundrechte und der Verwirklichung der Grund­
pflichten nur eine Gruppe ihrer Garantien sind und 
die strafrechtlichen Sanktionen nur ein Teil der juri­
stischen Garantien. Dem juristischen Schutz aller 
Grundrechte dienen viele staatsrechtliche, zivil-, ar­
beits- und LPG-rechtliche, ordnungsstrafrechtliche und 
andere Normen des sozialistischen Rechts. Es ist eng 
und einseitig, nur einzelne grundrechtlich geschützte 
Verhältnisse wie Eigentum, Integrität und Ehre als 
besonders (d. h. hier strafrechtlich) schutzbedürftig zu 
bezeichnen. Deshalb müssen die Verfehlungen u. E. 
nicht als Strafrechtsverletzungen charakterisiert 
werden.

Nach unseren Feststellungen in der öffentlichen Dis­
kussion über die Verfehlungen ist Inhalt des Rechts­
bewußtseins der Bürger in der DDR nicht die Frage,

8 Vgl. M. Benjamin, a. a. O., S. 79, 95, 97, 106; M. Benjamin / 
H. Schmidt, a. a. O., S. 31 ff. (37); H. Schmidt / Weber, a. a. O., 
S. 115.
9 vgl. Anmerkung zu § 203 StGB-Entwurf; ferner Hlnderer / 
Peiler, „Die Strafbestimmungen zum Schutze der staatlichen 
Ordnung“, NJ 1967 S. 157.
10 Vgl. Anmerkung zu §188 StGB-Entwurf; ferner Forker/ 
Gerberding / Nehmer, „Die Bestimmungen zur Bekämpfung 
der Straftaten gegen die allgemeine Sicherheit“, NJ 1967 S. 155.
11 Vgl. Büchner-Uhder / Poppe / Schiisseler, „Grundrechte und 
Grundpflichten der Bürger in der DDR“, Staat und Recht 1966,
Heft 4, S. 563 ff. und die dort angegebene Literatur; I. Hieb-
linger / Tautz, „Demokratie und Grundrechte“, Staat und Recht 
1966, Heft 7, S. 1217 ff.; Gesellschaft, Staat, Bürger, „ (Lehrheft 
für das Fernstudium an der Juristischen Fakultät der Hum­
boldt-Universität), Berlin 1965, §§ 6^7, 8; Haney / Wagner, Grund­
lagen der Theorie des sozialistischen Staates und Rechts, 
Teil n, Leipzig 1965, S. 120 ff„ bes. S. 137 ff.

welchem Rechtszweig die Tatbestände zuzuordnen 
sind, oder die Forderung nach dem Strafrecht in den 
Fällen der Verfehlungen. Es geht vielmehr um eine 
schnellere, wirksame, variable und rationelle Reak­
tion auf diese Rechtsverletzungen12.
Die Verfolgung einer Handlung als Verfehlung oder 
Ordnungswidrigkeit ergibt sich auch aus der Notwen­
digkeit der Ermittlung unbekannter Täter sowie dar­
aus, den notwendigen staatlichen und gesellschaft­
lichen Aufwand nach Art und Schwere der Rechts­
verletzungen vom Gesetz her zu differenzieren.13 Die 
vielen vom sozialistischen Rechtssystem vorgegebenen 
Formen der Verantwortung sind für die Bekämpfung 
weiterer Rechtsverletzungen zu nutzen und damit zu 
erweitern und zu präzisieren. Die effektivere Bekämp­
fung relativ geringfügiger Rechtsverletzungen wird so 
zu einem Anliegen, das der unmittelbaren Einwirkung 
der Leitungsorgane des gesellschaftlichen Reproduk­
tionsprozesses in ihrem Verantwortungsbereich unter­
liegt. Die dadurch wirksamer werdende Bekämpfung 
z. B. der künftigen Verfehlungen ist der bisher unein­
heitlichen Praxis überlegen und dient auch der Vor­
beugung gegen die Kriminalität.
Bei der Regelung der Verfehlungen geht es somit auch 
um die einheitliche Gestaltung einer wissenschaftlich 
begründeten, rationellen und in ihrer Wirksamkeit 
optimalen Organisation des Kampfes gegen die Kri­
minalität und andere Rechtsverletzungen und dessen 
Leitung.
Einige Fragen der rechtlichen Erfassung 
der Verfehlungen
Die Tatbestände der Eigentumsverfehlungen bedür­
fen u. E. noch der Präzisierung. Das betrifft z. B. die 
Frage, ob auch für eine versuchte Eigentumsverfehlung 
Verantwortlichkeit bestehen soll. Nach der Formulie­
rung in den §§ 150 und 169 des StGB-Entwurfs („ent­
wendet“, „begeht“) soll offensichtlich nur die voll­
endete Verfehlung Verantwortlichkeit nach sich zie­
hen. In § 1 Abs. 2 des Entwurfs der Verfehlungsver­
ordnung (WO) wird aber mit der Formulierung „be­
absichtigter Schaden“ zum Ausdrude gebracht, daß 
auch die versuchte Eigentumsverfehlung bereits Ver­
antwortlichkeit nach sich ziehen soll. Wir halten das 
letztere für richtig, nur muß das auch in den Tat­
beständen der Eigentumsverfehlungen klar zum Aus­
drude kommen.
Die Behandlung des Rückfalls bei Eigentumsverfeh­
lungen ist überhaupt nicht geregelt. § 1 Abs. 2 WO 
spricht davon, daß der geringfügige Diebstahl oder 
Betrug bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen 
in der Regel nur dann als Verfehlung zu betrachten 
ist, wenn es sich um eine erstmalige Tat handelt. Dem 
stimmen wir voll zu. Was wird aber dann, wenn der 
Täter bereits einmal oder mehrmals wegen einer 
Eigentumsverfehlung zur Verantwortung gezogen wor­
den ist? Die Konsequenz aus der in der WO vorge­
schlagenen Regelung kann doch nur sein, daß dann, 
wenn sich Maßnahmen auf der Grundlage der WO 
als wirkungslos erwiesen haben, der Täter strenger,

12 Vgl. MettinV Möller / Prestel, a. a. O., S. 192. Hinweise auf 
eine jahrtausendelange Entwicklung der Moralanschauungen 
bzw. jahrhundertealte Erfahrungen der Werktätigen und dar­
auf, daß Diebstahl und Beleidigung nach den „Traditionen 
der deutschen Rechtsentwicklung . . . seit jeher in Deutsch­
land vom Strafrecht geregelt wurden“ (M. Benjamin, a. a. O., 
S. 81, 95, 106), orientieren u. E. mehr auf die Beibehaltung bis­
heriger als auf die Entwicklung neuer Normen und Begriffe, 
die neue, der sozialistischen Gesellschaft in der DDR ent­
sprechende Wege im Kampf gegen Rechtsverletzungen weisen.
13 Nicht folgen können wir deshalb der Anregung von Goll- 
nick, „die Vernehmung als Beschuldigter auch bei Verfehlun­
gen“ zuzulassen (vgl. Mettin / Möller / Prestel, a. a. O., S. 192 f.) 
Das liefe darauf hinaus, das Ermittlungsverfahren auch auf 
Verfehlungen auszudehnen, was nach § 99 Abs. 2 des StPO-Ent- 
wurfs zu Recht unzulässig sein soll. Es wäre aber auch nicht 
rationell, denn die vorgesehenen Zwangsmittel reichen u. E. 
aus.
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